
 

Readcrest Capital AG 

Hamburg 

- ISIN DE000A1E89S5 – 

Eindeutige Kennung: RCAGHV2022 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 

 

Die Aktionäre werden hiermit zur Hauptversammlung der 

Readcrest Capital AG 

eingeladen. Die Hauptversammlung findet statt 

am Dienstag, den 20. Dezember 2022, 11:00 Uhr, 

im Haus der Wirtschaft, Kapstadtring 10, 22297 Hamburg 

Einlass ab 10:30 Uhr. 

 

 

A. Tagesordnung 

 

1. Vorlage des mit dem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk des 

Abschlussprüfers versehenen Jahresabschlusses, des Lageberichts für das 

Geschäftsjahr 2021 sowie des Berichts des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 

2021 

Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen (§§ 172 und 173 Aktiengesetz) ist zum 

Tagesordnungspunkt 1 keine Beschlussfassung vorgesehen, da der Aufsichtsrat den vom 

Vorstand aufgestellten Jahresabschluss gebilligt hat. Der Jahresabschluss ist damit 

festgestellt.  

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes für das 

Geschäftsjahr 2021 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstandes für das Geschäftsjahr 

2021 Entlastung zu erteilen.  

 



 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates für das 

Geschäftsjahr 2021 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrates für das 

Geschäftsjahr 2021 Entlastung zu erteilen. 

 

4. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers für das 

Geschäftsjahr 2022 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die DÜRKOP MÖLLER UND PARTNER, 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Steuerberatungsgesellschaft, Am Kaiserkai 62 - 20457 

Hamburg, zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2022 und zum Prüfer für eine 

prüferische Durchsicht von Zwischenfinanzberichten, die vor der ordentlichen 

Hauptversammlung 2023 erstellt werden und bei denen der Vorstand entscheidet, eine solche 

prüferische Durchsicht durchzuführen, zu wählen. 

5. Wahlen zum Aufsichtsrat 

Der Aufsichtsrat setzt sich gemäß §§ 95, 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG und § 9 Abs. 1 der 

Satzung der Gesellschaft aus drei Mitgliedern zusammen, die von der Hauptversammlung 

gewählt werden. Die Amtszeit der Aufsichtsräte Marco Gebhardt und Michael Boeckel enden 

mit Ablauf der Hauptversammlung. Anstelle von Herrn Gebhardt, der nicht mehr für eine 

weitere Amtszeit zur Verfügung steht, soll Herr Peter Ulrich Paul in den Aufsichtsrat gewählt 

werden. Herr Boeckel steht zur Neuwahl an.  

Der Aufsichtsrat schlägt vor, 

a) Herrn Peter Ulrich Paul, wohnhaft in Hamburg, Rechtsanwalt, Steuerberater, 

Betriebswirt (FH), Partner bei P | R | P Dr. Paps Reichelt Paul Rechtsanwälte, 

Steuerberater PartmbB 

b) Herrn Michael Boeckel, wohnhaft in Hamburg, Geschäftsführender Gesellschafter der 

Boeckel & Co. (GmbH & Co.) KG, Hamburg 

für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung der 

Aufsichtsratsmitglieder für das Geschäftsjahr 2026 beschließen wird, als 

Aufsichtsratsmitglieder in den Aufsichtsrat zu wählen. 

Angaben gemäß § 125 Absatz 1 Satz 5 AktG über die zur Wahl in den Aufsichtsrat 

vorgeschlagenen Kandidaten: 

Nachfolgend wird angegeben, in welchen anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten und 

in welchen vergleichbaren in- oder ausländischen Kontrollgremien von 

Wirtschaftsunternehmen die zur Wahl in den Aufsichtsrat vorgeschlagenen Kandidaten 

Mitglied sind (§ 125 Abs. 1 Satz 5 AktG): 



 

Herr Peter Ulrich Paul: 

1.  Mitgliedschaften in gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten: keine 

2.  Mitgliedschaften in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien: keine 

Herr Michael Boeckel: 

1.  Mitgliedschaften in gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten: 

- Cobalt AG, Kükels (Vorsitzender) 

2.  Mitgliedschaften in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien: keine 

 Erklärung zu C.13 des Deutschen Corporate Governance Kodex: 

Zu C.13 des Deutschen Corporate Governance Kodex wird erklärt, dass zwischen den zur 

Wahl in den Aufsichtsrat vorgeschlagenen Kandidaten einerseits und der Readcrest Capital 

AG, deren Konzernunternehmen, den Organen der Readcrest Capital AG oder einem 

wesentlich an der Readcrest Capital AG beteiligten Aktionär andererseits keine persönlichen 

oder geschäftlichen Beziehungen bestehen, die nach Einschätzung des Aufsichtsrats ein 

objektiv urteilender Aktionär für seine Wahlentscheidung als maßgebend ansehen würde.] 

 Angaben zum Lebenslauf der Kandidaten für den Aufsichtsrat: 

Peter Ulrich Paul: „Ich bin am 21.01.1977 geboren, verheiratet und Vater von zwei Söhnen. 

Das erste juristische Staatsexamen habe ich 2003 in Bayreuth und das zweite juristische 

Staatsexamen habe ich 2005 in Koblenz abgelegt. Seit dem Jahr 2007 bin ich in 

unterschiedlichen Kanzleien in der Steuerberatung tätig. Berufsbegleitend habe ich in den 

Jahren 2007 und 2008 an der Fachhochschule Schmalkalden BWL studiert und das Studium 

mit dem Titel "Betriebswirt Controlling und Steuern" abgeschlossen. Im Jahre 2011 habe ich 

bei der Steuerberaterkammer Hamburg das Steuerberaterexamen abgelegt. In meiner 

beruflichen Tätigkeit bin ich nahezu ausschließlich als Steuerberater tätig. Die Rechtsberatung 

nimmt nur einen sehr kleinen Raum ein. Ich berate neben Freiberuflern, Handwerkern auch 

Personen- und Kapitalgesellschaften und somit Mandanten unterschiedlichster Rechtsformen. 

Für die Personengesellschaften und Kapitalgesellschaften erstellen wir die Jahresabschlüsse 

und kümmern uns um deren Offenlegung im Handelsregister.“ 

Michael Boeckel ist bereits seit 2017 Mitglied in Aufsichtsrat der Readcrest Capital AG und 

den Aktionären bekannt. 

6. Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungsberichts für das 

Geschäftsjahr 2021 

Nach § 162 Abs. 1 AktG erstellen Vorstand und Aufsichtsrat der börsennotierten Gesell-

schaft jährlich einen klaren und verständlichen Bericht über die im letzten Geschäftsjahr 

jedem einzelnen gegenwärtigen oder früheren Mitglied des Vorstands und des Aufsichtsrats 



 

von der Gesellschaft und von Unternehmen desselben Konzerns (§ 290 HGB) gewährte 

und geschuldete Vergütung. Die Bestimmung wurde durch das Gesetz zur Umsetzung der 

zweiten Aktionärsrechterichtlinie in das Aktiengesetz eingefügt und ist gemäß § 26j Abs. 2 

Satz 1 EGAktG erstmals für das nach dem 31. Dezember 2020 beginnende Geschäftsjahr 

anzuwenden. 

 

Damit ist in dieser ordentlichen Hauptversammlung der Readcrest Capital AG erstmals eine 

Beschlussfassung über den Vergütungsbericht vorgesehen. Vorstand und Aufsichtsrat ha-

ben den Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2021 unter Berücksichtigung der Vorga-

ben nach § 162 AktG erstellt und beschlossen. Der Vergütungsbericht ist vom Abschluss-

prüfer geprüft worden und am 29. April 2022 mit einem Prüfvermerk gemäß § 162 Abs. 3 S. 

3 AktG versehen worden. Der Vergütungsbericht ist nachstehend dargestellt und über die 

Internetseite 

 

https://www.readcrest.de/pdf/Readcrest-Capital-AG-Verg-bericht-2021.pdf 

 

verfügbar. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der nachstehend dargestellte Vergütungsbericht, über den der Vorstand am 21. April 2022 

und der Aufsichtsrat am 22. April 2022 beschlossen hat, wird gebilligt. 

 

A. Vergütungsbericht des Vorstands für das Geschäftsjahr 2021  

Der Bericht beschreibt die im Geschäftsjahr 2021 jedem einzelnen gegenwärtigen 

oder früheren Mitglied des Vorstands und des Aufsichtsrats von der Readcrest Capital 

AG und von Unternehmen desselben Konzerns (§ 290 HGB) gewährte und 

geschuldete Vergütung und erläutert individualisiert die Struktur und die Höhe der 

einzelnen Komponenten der Vorstands- und Aufsichtsratsvergütung.  

Im Folgenden wird die konkrete Anwendung des am 29. Dezember 2021 von der 

Hauptversammlung der Readcrest Capital AG beschlossenen Vergütungssystems für 

die Mitglieder des Vorstands der Readcrest Capital AG im Geschäftsjahr 2021 

beschrieben.  

Dabei sind die Gesamtvergütung, die Bestandteile, aus denen sich die 

Gesamtvergütung zusammensetzt, alle festen und variablen Vergütungsbestandteile, 

deren jeweiliger relativer Anteil, eine Erläuterung, wie die Gesamtvergütung dem 

Vergütungssystem im Sinne der §§ 87a, 113 Abs. 3 S. 3 AktG entspricht, eine 

Erläuterung, wie die Gesamtvergütung die langfristige Leistung der Gesellschaft 

fördert sowie Angaben dazu, wie die Leistungskriterien angewendet wurden, 

darzustellen.  

I. Gesamtvergütung  



 

Das Vergütungssystem, das in der Hauptversammlung am 29. Dezember 2021 

beschlossen wurde, enthält gemäß den gesetzlichen Vorgaben Grenzen für die 

maximale Gesamtvergütung der Vorstandsmitglieder. Nachfolgend wird die 

tatsächliche Gesamtvergütung für das Geschäftsjahr 2021 angegeben. Die 

Gesamtvergütung wird dabei an dieser Stelle ebenso wie im Vergütungssystem 

berechnet als die Vergütung, die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 2021 gewährt wird 

in Abgrenzung zu der Vergütung, die dem Vorstand im Geschäftsjahr zugeflossen ist. 

Dieser Unterschied ist für Vergütungsbestandteile relevant, die erst in Folgejahren 

dem Vorstand zufließen. Die so ermittelte Gesamtvergütung betrug im Geschäftsjahr 

2021  

- für das Vorstandsmitglied, Gunnar Binder (GB), EUR 24.000  

II. Feste und variable Vergütungsbestandteile und deren relativer Anteil  

Das von der Hauptversammlung am 29. Dezember 2021 beschlossene 

Vergütungssystem sieht keine variablen Vergütungsbestandteile vor. Eine Pflicht 

variable Vergütungsbestandteile zu vereinbaren begründet § 87a AktG nicht. Eine 

reine Festvergütung bleibt zulässig.  

Nachfolgend sind die Vergütungsbestandteile aufgeführt, die im Geschäftsjahr 2021 

den Vorstandsmitgliedern zugeflossen sind einschließlich des relativen Anteils dieser 

Vergütungsanteile an der Gesamtvergütungssumme, der sich hieraus ergibt:  

Vorstands-

mitglied 

Gesamt-

vergütung 

Festver-

gütung 

(Grund-

gehalt, 

Sach- 

bezüge, 

Neben-

leistungen) 

Kurzfristige 

variable 

Vergütung 

Langfristige 

variable 

Vergütung 

relativer Anteil der 

Vergütungsbestandteile an 

Gesamtvergütung in % 

Feste 

Bestandteile 

Variable 

Bestandteile 

GB 24.000 24.000 n/a n/a 100 n/a 

*alle Beträge in EUR  

III. Erläuterung, wie die festen und variablen Vergütungsbestanteile dem 

Vergütungssystem entsprechen  

Im Vergütungssystem der Readcrest Capital AG ist kein relativer Anteil der festen 

Vergütungsbestandteile an der Gesamtvergütung festgelegt, da variable 

Vergütungsbestandteile nicht im Vergütungssystem vorgesehen sind. Der relative 

Anteil der festen Vergütungsbestandteile an der Gesamtvergütung beträgt somit 100 

% und entspricht somit den Vorgaben des Vergütungssystems.  



 

IV. Erläuterung, wie die Vergütung die langfristige Entwicklung der Gesellschaft 

fördert  

Das Vergütungssystem der Vorstandsmitglieder besteht aus einer festen, monatlich 

zahlbaren Grundvergütung, welche die Aufgaben und Leistungen der 

Vorstandsmitglieder berücksichtigt. Darüber hinaus werden die üblichen 

Nebenleistungen gewährt. Insgesamt trägt die Vergütung zur langfristigen 

Entwicklung der Gesellschaft bei, indem Vorstandsmitgliedern insbesondere 

steigende Bezüge im Falle einer Wiederbestellung zugesagt werden.  

V. Angabe der Anzahl der gewährten oder zugesagten Aktien und 

Aktienoptionen und die wichtigsten Bedingungen für die Ausübung der Rechte, 

einschließlich Ausübungspreis, Ausübungsdatum und etwaiger Änderungen 

dieser Bedingungen, § 162 Abs. 1, S. 2 Nr. 3 AktG  

Gemäß § 162 Abs. 1, S. 2 Nr. 3 AktG ist die Anzahl der gewährten oder zugesagten 

Aktien und Aktienoptionen und die wichtigsten Bedingungen für die Ausübung der 

Rechte, einschließlich Ausübungspreis, Ausübungsdatum und etwaiger Änderungen 

dieser Bedingungen anzugeben. Das Vergütungssystem sieht keine aktienbasierte 

Vergütung vor. Im Berichtsjahr 2021 wurden den Vorstandsmitgliedern Aktien oder 

Aktienoptionen weder gewährt noch zugesagt.  

VI. Angaben dazu, ob und wie von der Möglichkeit Gebrauch gemacht wurde, 

variable Vergütungsbestandteile zurückzufordern, § 162 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 AktG  

Im Vergütungssystem sind keine Rechte zur Rückforderung von variablen 

Vergütungsbestandteilen (Claw-Back-Klausel) vereinbart worden.  

VII. Angaben zu etwaigen Abweichungen vom Vergütungssystem des 

Vorstands, § 162 Abs. 1, S. 2 Nr. 5 AktG  

Gemäß § 162 Abs. 1 S. 2 Nr. 5 AktG ist zu erläutern, ob vom Vergütungssystem des 

Vorstands abgewichen worden ist, inwieweit diese Abweichung notwendig war und 

es sind die konkreten Vergütungsbestandteile des Vergütungssystems, von denen 

abgewichen wurde, anzugeben. Im Berichtsjahr 2021 wurde vom Vergütungssystem 

nicht abgewichen.  

VIII. Erläuterung, wie die festgelegte Maximalvergütung der 

Vorstandsmitglieder eingehalten wurde  

Gemäß § 162 Abs. 1 S. 2 Nr. 7 AktG ist zu erläutern, wie die festgelegte 

Maximalvergütung der Vorstandsmitglieder eingehalten wurde.  

Das Vergütungssystem sieht eine Maximalvergütung für das Vorstandsmitglied i.H.v. 

EUR 48.000,00 vor.  



 

Diese Angabe bezieht sich auf die Vergütung gemäß Vergütungssystem und daher 

auf die für das Geschäftsjahr gewährte Vergütung und nicht auf die im Geschäftsjahr 

zugeflossene Vergütung. Die dem Vorstandsmitglied, Gunnar Binder, im 

Geschäftsjahr 2021 gewährte Gesamtvergütung beträgt EUR 24.000. Damit wurde 

die im Vergütungssystem festgelegte Maximalvergütung eingehalten.  

IX. Angaben nach § 162 Abs. 2 AktG  

Hinsichtlich der Vergütung jedes einzelnen Vorstandsmitglieds hat der 

Vergütungsbericht gemäß § 162 Abs. 2 Nr. 1 AktG ferner Angaben zu solchen 

Leistungen zu enthalten, die einem Vorstandsmitglied von einem Dritten im Hinblick 

auf seine Tätigkeit als Vorstandsmitglied zugesagt oder im Geschäftsjahr gewährt 

worden sind. Solche Leistungen gab es im abgelaufenen Geschäftsjahr für den 

Vorstand der Readcrest Capital AG nicht.  

Darüber hinaus hat der Vergütungsbericht gemäß § 162 Abs. 2 Nr. 4 AktG Angaben 

zu solchen Leistungen zu enthalten, die einem früheren Vorstandsmitglied, das seine 

Tätigkeit im Laufe des letzten Geschäftsjahres beendet hat, in diesem 

Zusammenhang zugesagt und im Laufe des letzten Geschäftsjahres gewährt worden 

sind. Solche Leistungen gab es im abgelaufenen Geschäftsjahr für den Vorstand der 

Readcrest Capital AG nicht.  

B. Vergütungsbericht des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2021  

Im Folgenden wird die konkrete Anwendung des Vergütungssystems für die 

Mitglieder des Aufsichtsrats der Readcrest Capital AG im Geschäftsjahr 2021 

beschrieben.  

Die Gesamtvergütung betrug im Geschäftsjahr 2021  

 -  für den Aufsichtsvorsitzenden, Marco Gebhard, EUR 10.000,00,  

 -  für den stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitzenden, Delf Ness, EUR 5.000,00,  

 -  für das Aufsichtsratsmitglied, Michael Boeckel, EUR 2.500,00.  

Eine variable Vergütungskomponente ist nicht vorhanden. Nach Auffassung der 

Readcrest Capital AG ist eine reine Festvergütung besser geeignet, die 

Unabhängigkeit der Aufsichtsratsmitglieder zu stärken und ihren Aufwand 

angemessen zu vergüten.  

C. Vertikalvergleich, § 162 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 AktG  

Gemäß § 162 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 AktG ist auch die jährliche Veränderung der 

Vergütung, der Ertragsentwicklung der Gesellschaft sowie der über die letzten fünf 

Geschäftsjahre betrachteten durchschnittlichen Vergütung von Arbeitnehmern auf 

Vollzeitäquivalenzbasis, vergleichend darzustellen. Der Gesetzeswortlaut des § 162 



 

Abs. 1 S. 2 Nr. 2 AktG legt nahe, dass dieser fünfjährige Betrachtungszeitraum nur 

für die jährliche Veränderung der durchschnittlichen Arbeitnehmervergütung und nicht 

für die jährliche Veränderung der anderen beiden Vergleichsgrößen gilt. Aus Art. 9b 

Abs. 1 UAbs. 2 lit. b Aktionärsrechte-RL geht indes hervor, dass für einen Zeitraum, 

der sich auf mindestens die letzten fünf Geschäftsjahre erstreckt, über (i) die jährliche 

Veränderung der Vergütung der Organmitglieder, (ii) die jährliche Veränderung der 

Leistung der Gesellschaft und (iii) die jährliche Veränderung der durchschnittlichen 

Arbeitnehmervergütung zu berichten ist. Für § 162 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 AktG folgt daraus 

erstens, dass nicht über die „jährliche Veränderung der Ertragsentwicklung“, sondern 

über die Ertragsentwicklung im Sinne der jährlichen Veränderung der Erträge der 

Gesellschaft zu berichten ist. Zweitens ist in Bezug auf die Arbeitnehmervergütung 

keine auf fünf Jahre berechnete Durchschnittsbetrachtung anzustellen, sondern die 

jährliche Veränderung der Durchschnittsvergütung anzugeben. Drittens sind sowohl 

die Angaben zur Organvergütung als auch jene zu den Erträgen der Gesellschaft und 

zur Durchschnittsvergütung der Arbeitnehmer auf die letzten fünf Geschäftsjahre zu 

beziehen.  

Für das erste Berichtsjahr, das Geschäftsjahr 2021, über das hier berichtet wird, sieht 

§ 26j Abs. 2 S. 2 EGAktG eine Übergangserleichterung dergestalt vor, dass für die 

Vergleichsgröße der Arbeitnehmervergütung lediglich eine Angabe der jährlichen 

Veränderung (Berichtsjahr zum Vorjahr) erforderlich ist.  

Nachfolgend wird mit Blick auf die Übergangsvorschrift des § 26j Abs. 2 S. 2 EGAktG 

und gemäß einer richtlinienkonformen Auslegung des § 162 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 AktG 

für das erste Berichtsjahr die jährliche Veränderung der Arbeitnehmervergütung und 

ein Fünf-Jahres- Vergleich der jährlichen Veränderung der Vergütung der 

Organmitglieder und der jährlichen Veränderung der Ertragsentwicklung der 

Gesellschaft dargestellt. Hierbei sei klarstellend darauf hingewiesen, dass die 

Veränderung der Organvergütung für die Zeiträume, in denen die Regelung des § 

162 AktG noch nicht in Kraft war, nicht aufgeführt werden.  

 Veränderung 

2018 zu 2017 in 

% 

Veränderung 

2019 zu 

2018 in % 

Veränderung 

2020 zu 

2019 in % 

Veränderung 

2021 zu 

2020 in % 

Vorstandsmitglied 

Gunnar Binder n/a n/a n/a 0 

Aufsichtsratsmitglieder 

Marco Gebhard n/a n/a n/a 0 

Delf Ness n/a n/a n/a 0 



 

Michael Boeckel n/a n/a n/a 0 

Ertragslage 

Jahresüber-
schuss TEUR 

-9.155,15 

2017: 

-289.165,06 

2018: 

-298.320,21 

35.896,39 

2018: 

-298.320,21 

2019: 

-262.423,82 

61.574,76 

2019: 

-262.423,82 

2020: 

-200.849,06 

37.773,63 

2020: 

-200.849,06 

2021: 

-163.075,43 

EBIT TEUR -8.883,66 

2017: 

-288.771,55 

2018: 

-297.655,21 

35.231,39 

2018: 

-297.655,21 

2019: 

-262.423,82 

60.719,76 

2019: 

-262.423,82 

2020: 

-201.704,06 

38.447,75 

2020: 

-201.704,06 

2021: 

-163.256,31 

 

VERMERK DES UNABHÄNGIGEN WIRTSCHAFTSPRÜFERS ÜBER DIE 

PRÜFUNG DES VERGÜTUNGSBERICHTS NACH § 162 ABS. 3 AKTG  

Prüfungsurteil  

Wir haben den Vergütungsbericht der Readcrest Capital AG für das Geschäftsjahr 

vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 daraufhin formell geprüft, ob die 

Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG im Vergütungsbericht gemacht wurden. In 

Einklang mit § 162 Abs. 3 AktG haben wir den Vergütungsbericht nicht inhaltlich 

geprüft.  

Nach unserer Beurteilung sind im beigefügten Vergütungsbericht in allen 

wesentlichen Belangen die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht worden. 

Unser Prüfungsurteil erstreckt sich nicht auf den Inhalt des Vergütungsberichts.  

Grundlage für das Prüfungsurteil  

Wir haben unsere Prüfung des Vergütungsberichts in Übereinstimmung mit § 162 

Abs. 3 AktG unter Beachtung des IDW Prüfungsstandards: Die Prüfung des 

Vergütungsberichts nach § 162 Abs. 3 AktG (IDW PS 870 (08.2021)) durchgeführt. 

Unsere Verantwortung nach dieser Vorschrift und diesem Standard ist im Abschnitt 

„Verantwortung des Wirtschaftsprüfers“ unseres Vermerks weitergehend 

beschrieben. Wir haben als Wirtschaftsprüferpraxis die Anforderungen des IDW 

Qualitätssicherungsstandards: Anforderungen an die Qualitätssicherung in der 

Wirtschaftsprüferpraxis (IDW QS 1) angewendet. Die Berufspflichten gemäß der 

Wirtschaftsprüferordnung und der Berufssatzung für Wirtschaftsprüfer / vereidigte 

Buchprüfer einschließlich der Anforderungen an die Unabhängigkeit haben wir 

eingehalten.  



 

Verantwortung des Vorstands und des Aufsichtsrats  

Der Vorstand und der Aufsichtsrat sind verantwortlich für die Aufstellung des 

Vergütungsberichts, einschließlich der dazugehörigen Angaben, der den 

Anforderungen des § 162 AktG entspricht. Ferner sind sie verantwortlich für die 

internen Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die Aufstellung eines 

Vergütungsberichts, einschließlich der dazugehörigen Angaben, zu ermöglichen, der 

frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 

Darstellungen ist.  

Verantwortung des Wirtschaftsprüfers 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob im 

Vergütungsbericht in allen wesentlichen Belangen die Angaben nach § 162 Abs. 1 

und 2 AktG gemacht worden sind, und hierüber ein Prüfungsurteil in einem Vermerk 

abzugeben. 

Wir haben unsere Prüfung so geplant und durchgeführt, dass wir durch einen 

Vergleich der im Vergütungsbericht gemachten Angaben mit den in § 162 Abs. 1 und 

2 AktG geforderten Angaben die formelle Vollständigkeit des Vergütungsberichts 

feststellen können. In Einklang mit § 162 Abs. 3 AktG haben wir die inhaltliche 

Richtigkeit der Angaben, die inhaltliche Vollständigkeit der einzelnen Angaben oder 

die angemessene Darstellung des Vergütungsberichts nicht geprüft. 

Berlin, den 29. April 2022 

MSW GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 

Dr. Thiere 

Wirtschaftsprüfer 

7. Beschlussfassung über eine Satzungsänderung betreffend die Ermächtigung 

des Vorstands zur Einberufung einer virtuellen Hauptversammlung  

Die Satzung der Gesellschaft soll um eine Regelung ergänzt werden, gemäß welcher der 

Vorstand zeitlich befristet zur Einberufung einer Hauptversammlung in Form der virtuellen 

Hauptversammlung ermächtigt wird. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

§ 12 der Satzung wird um nachstehenden Absatz 4 ergänzt:  

„4. Der Vorstand ist ermächtigt, in der Zeit bis zum 19. Dezember 2027 die 

Hauptversammlung auch als Versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre 



 

oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung (virtuelle 

Hauptversammlung) einzuberufen sowie die Bestimmungen zum Umfang und zum 

Verfahren einer solchen virtuellen Hauptversammlung zu treffen. Diese werden mit der 

Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht.“ 

 

8. Beschlussfassung über eine Satzungsänderung betreffend die Teilnahme von 

Aufsichtsratsmitgliedern an Hauptversammlungen 

Mitgliedern des Aufsichtsrats soll in bestimmten Fällen die Möglichkeit eingeräumt werden, 

statt physisch im Wege der Bild- und Tonübertragung an der Hauptversammlung 

teilzunehmen. Die Satzung soll daher um eine entsprechende Regelung ergänzt werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

§ 13 der Satzung wird um nachstehenden Absatz 3 ergänzt:  

„3. Die Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrats an der Hauptversammlung darf in 

Abstimmung mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden im Wege der Bild- und Tonübertragung 

erfolgen, wenn das betreffende Aufsichtsratsmitglied an der physischen Teilnahme am 

Ort der Hauptversammlung verhindert ist, wenn das Aufsichtsratsmitglied seinen 

Wohnsitz im Ausland hat oder eine Anwesenheit am Ort der Hauptversammlung mit 

einer unangemessen langen Reisedauer verbunden wäre oder wenn die 

Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird.“ 

 

B. Teilnahmevoraussetzungen und weitere Informationen 

 

Grundkapital und Stimmrechte 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 3.000.000,00 und ist eingeteilt in 3.000.000 

auf den Inhaber lautende nennwertlose Stückaktien. Die Gesamtzahl der Stimmrechte beträgt 

3.000.000. Diese Angaben beziehen sich auf den Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser 

Einberufung im Bundesanzeiger. Die Gesellschaft hält zu diesem Zeitpunkt keine eigenen 

Aktien. 

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 
Stimmrechts 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind gemäß 
§ 13 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die (1.) sich vor 
der Hauptversammlung schriftlich, per Telefax oder in Textform bei der Gesellschaft angemel-
det haben und (2.) der Gesellschaft die Berechtigung zur Teilnahme und zur Ausübung des 



 

Stimmrechts in der Hauptversammlung nachgewiesen haben. Der Nachweis des Anteilsbesit-
zes hat schriftlich, per Telefax oder in Textform zu erfolgen, wobei ein Nachweis durch den 
Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG ausreicht. Der Nachweis muss in deutscher oder 
englischer Sprache erfolgen. Der Nachweis hat sich auf den 29. November 2022 (0:00 Uhr) 
(„Nachweisstichtag“) zu beziehen.  

Die Anmeldung zur Hauptversammlung und der Nachweis der Berechtigung müssen der Ge-
sellschaft spätestens am 13. Dezember 2022 (24:00 Uhr) unter der folgenden Adresse zuge-
hen:  

Readcrest Capital AG 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

Telefax: +49 (0) 40 6378 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 
Bedeutung des Nachweisstichtags 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung und gegebe-
nenfalls für die Ausübung des Stimmrechts nur als Aktionär, wer den Nachweis über den Ak-
tienbesitz erbracht hat. Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder 
Echtheit des Nachweises einen geeigneten weiteren Nachweis zu verlangen. Wird dieser 
Nachweis nicht oder nicht in gehöriger Form erbracht, kann die Gesellschaft den Aktionär zu-
rückweisen.  

Die Berechtigung zur Teilnahme und die Anzahl der Stimmrechte bemessen sich ausschließ-
lich nach dem Aktienbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag 
geht keine Sperre für die Veräußerbarkeit des Aktienbesitzes einher. Auch im Fall der vollstän-
digen oder partiellen Veräußerung des Aktienbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die 
Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und die Anzahl der Stimmrechte aus-
schließlich der Aktienbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag maßgeblich; Veräußerungen 
von Aktien nach dem Nachweisstichtag haben mithin im Verhältnis zur Gesellschaft keine Aus-
wirkungen auf die Berechtigung zur Teilnahme und die Anzahl der Stimmrechte. Entsprechen-
des gilt für Erwerbe von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweis-
stichtag noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, sind für die von ihnen 
gehaltenen Aktien nur teilnahme- und stimmberechtigt, soweit der Gesellschaft form- und frist-
gerecht eine Anmeldung nebst Aktienbesitznachweis des bisherigen Aktionärs zugeht und die-
ser den neuen Aktionär bevollmächtigt oder zur Rechtsausübung ermächtigt. Der Nachweis-
stichtag hat keine Auswirkungen auf die Dividendenberechtigung.  

 

Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten 

Die Aktionäre können ihr Stimmrecht und ihre sonstigen Rechte in der Hauptversammlung 
nach entsprechender Vollmachterteilung auch durch einen Bevollmächtigten, z.B. durch einen 
Intermediär (z.B. ein Kreditinstitut), eine Aktionärsvereinigung oder einen Dritten, ausüben las-
sen. Auch in diesen Fällen ist es erforderlich, dass der jeweilige Aktionär fristgerecht zur 



 

Hauptversammlung angemeldet und sein Anteilsbesitz nach den vorstehenden Bestimmun-
gen nachgewiesen wird. Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, so kann die Ge-
sellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen.  

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 
der Gesellschaft können schriftlich, per Telefax, elektronisch oder in Textform (§ 126b BGB) 
erfolgen. Für den Fall, dass ein Intermediär (z.B. ein Kreditinstitut), eine Aktionärsvereinigung 
oder eine diesen nach § 135 Abs. 8 und 10 AktG i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellte 
andere Person oder Institution bevollmächtigt werden soll, bedarf es der Textform nicht und 
genügt jede von der betreffenden Person oder Institution akzeptierte Form der Bevollmächti-
gung. In diesen Fällen ist die betreffende Person oder Institution jedoch verpflichtet, die Voll-
macht nachprüfbar festzuhalten; sie muss zudem vollständig sein und darf nur mit der Stimm-
rechtsausübung verbundene Erklärungen enthalten. Darüber hinaus sind in diesen Fällen die 
Regelungen in § 135 AktG sowie möglicherweise weitere Besonderheiten zu beachten, die bei 
dem jeweils zu Bevollmächtigenden zu erfragen sind.  

Die Erteilung der Vollmacht kann gegenüber dem Bevollmächtigten oder gegenüber der Ge-
sellschaft erfolgen.  

Eine Bevollmächtigung, die nicht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft erfolgt, muss 
gegenüber der Gesellschaft nachgewiesen werden. Der Nachweis kann schriftlich, per Tele-
fax, elektronisch oder in Textform (§ 126b BGB) erfolgen und kann dadurch geführt werden, 
dass der Bevollmächtigte am Tag der Hauptversammlung den Nachweis (z.B. das Original 
oder eine Kopie der Vollmacht) an der Anmeldung vorweist. Aktionäre oder ihre Bevollmäch-
tigten können den Nachweis der Bevollmächtigung auch an folgende Adresse übermitteln:  

Readcrest Capital AG 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

Telefax: +49 (0) 40 6378 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

Vorstehende Übermittlungswege stehen auch zur Verfügung, wenn die Erteilung der Voll-
macht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis 
über die Erteilung der Bevollmächtigung erübrigt sich in diesem Fall. Auch der Widerruf einer 
bereits erteilten Vollmacht kann auf den vorgenannten Übermittlungswegen unmittelbar ge-
genüber der Gesellschaft erklärt werden.  

 

Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären an, einen von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter zur Ausübung ihres Stimmrechts in der Hauptversammlung zu bevollmächti-
gen. Der von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter muss schriftlich, per Telefax, 
elektronisch oder in Textform (§ 126b BGB) bevollmächtigt und angewiesen werden und hat 
das Recht, Untervollmacht zu erteilen. Er ist verpflichtet, das Stimmrecht ausschließlich ge-
mäß den vom Aktionär erteilten Weisungen auszuüben. Soweit keine ausdrückliche oder eine 
widersprüchliche oder unklare Weisung erteilt worden ist, wird sich der von der Gesellschaft 



 

benannte Stimmrechtsvertreter bei dem jeweiligen Tagesordnungspunkt der Stimme enthal-
ten. Der von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter kann weder im Vorfeld noch 
während der Hauptversammlung Weisungen zu Verfahrensanträgen entgegennehmen.  

Vollmachtsformulare sowie das Vollmachts- und Weisungsformular für den von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter werden den ordnungsgemäß angemeldeten Personen 
auf Verlangen zugesandt und stehen auf der Internetseite der Gesellschaft 
https://www.readcrest.com/hauptversammlung.html zur Verfügung. Das Vollmachts- und Wei-
sungsformular für den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter zur Ausübung 
des Stimmrechts nebst Weisungen soll der Gesellschaft aus organisatorischen Gründen bis 
spätestens zum Ablauf des 19. Dezember 2022 zugehen; Vollmachten und Weisungen an den 
von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter können auch während der Hauptver-
sammlung erteilt werden.  

Aktionäre können den Nachweis der Bevollmächtigung an die folgende Adresse übermitteln:  

Readcrest Capital AG 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

Telefax: +49 (0) 40 6378 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

Rechte der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, §§ 126 Abs. 1, 127, § 131 Abs. 1 AktG 

 

Ergänzungsverlangen zur Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit nach § 122 Abs. 2 

AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder einen 

anteiligen Betrag am Grundkapital von Euro 500.000,00 erreichen, können gemäß § 122 Abs. 

2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht 

werden. Jedem neuen Gegenstand der Tagesordnung muss eine Begründung oder eine 

Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich (§ 126 BGB) oder in elektronischer 

Form, d.h. unter Verwendung einer qualifizierten elektronischen Signatur (§ 126a BGB), an 

den Vorstand der Gesellschaft zu richten und muss der Gesellschaft spätestens am 19. 

November 2022, 24:00 Uhr, zugehen. Aktionäre werden gebeten, für ein entsprechendes 

Verlangen die folgende Postanschrift bzw. – bei Verwendung einer qualifizierten 

elektronischen Signatur – die folgende E-Mail-Adresse zu verwenden:  

 

Readcrest Capital AG 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

E-Mail: hv@ubj.de 

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 



 

Aktionäre können der Gesellschaft Gegenanträge übersenden, die sich gegen einen Vorschlag 

von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu Gegenständen der Tagesordnung richten und die zu 

begründen sind. Entsprechendes gilt für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von 

Aufsichtsratsmitgliedern oder Abschlussprüfern, der nicht begründet werden muss. 

Gegenanträge zur Tagesordnung gemäß § 126 Abs. 1 AktG und Wahlvorschläge gemäß § 127 

AktG sind ausschließlich an eine der folgenden Adressen der Gesellschaft zu richten:  

 

Readcrest Capital AG 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

Telefax: +49 40 6378 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

Bis spätestens zum Ablauf des 05. Dezember 2022 (24:00 Uhr) unter einer der vorgenannten 

Adressen bei der Gesellschaft eingegangene Gegenanträge und Wahlvorschläge werden den 

anderen Aktionären unverzüglich auf der Internetseite der Gesellschaft 

https://www.readcrest.com/hauptversammlung.html zugänglich gemacht. Eventuelle 

Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter dieser Internetadresse zugänglich 

gemacht.  

 

Gegenanträge und Wahlvorschläge, die nicht an eine der vorgenannten Adressen der 

Gesellschaft adressiert sind oder zu denen kein Nachweis der Aktionärseigenschaft des 

Antragstellers bzw. Vorschlagenden erbracht wird sowie Gegenanträge ohne Begründung 

werden von der Gesellschaft nicht im Internet veröffentlicht. In den in § 126 Abs. 2 AktG 

genannten Fällen müssen ein Gegenantrag und dessen Begründung bzw. ein Wahlvorschlag 

von der Gesellschaft nicht zugänglich gemacht werden. Danach muss ein Gegenantrag unter 

anderem dann nicht zugänglich gemacht werden, wenn sich der Vorstand durch das 

Zugänglichmachen strafbar machen würde oder wenn der Gegenantrag zu einem gesetzes- 

oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptversammlung führen würde. Die Begründung 

eines Gegenantrags bzw. Wahlvorschlags braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn 

sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt.  

 

Auskunftsrecht des Aktionärs gemäß § 131 Abs. 1 AktG 

In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär und Aktionärsvertreter vom Vorstand Auskunft 

über Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen, soweit die Auskunft jeweils zur 

sachgemäßen Beurteilung der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt 

sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem 

verbundenen Unternehmen, wenn auch diesbezüglich die Auskunft zur sachgemäßen 

Beurteilung der Tagesordnung erforderlich ist. Auskunftsverlangen sind in der 

Hauptversammlung grundsätzlich mündlich zu stellen.  

 



 

Nach § 14 Abs. 3 der Satzung ist der Versammlungsleiter ermächtigt, das Frage- und 

Rederecht des Aktionärs zeitlich angemessen zu beschränken. Er kann insbesondere den 

zeitlichen Rahmen des Versammlungsverlaufs, der Aussprache zu den einzelnen 

Tagesordnungspunkten sowie des einzelnen Frage- und Redebeitrags angemessen 

festsetzen.  

 

Von einer Beantwortung einzelner Fragen kann der Vorstand aus den in § 131 Abs. 3 AktG 

genannten Gründen absehen und die Auskunft ablehnen. Die Auskunft kann unter anderem 

verweigert werden, soweit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer 

Beurteilung geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht 

unerheblichen Nachteil zuzufügen oder soweit der Vorstand sich durch die Erteilung der 

Auskunft strafbar machen würde. Die Auskunft kann auch verweigert werden, soweit sie sich 

auf steuerliche Wertansätze oder die Höhe einzelner Steuern bezieht oder wenn die begehrte 

Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft über mindestens sieben Tage vor Beginn und 

in der Hauptversammlung durchgängig zugänglich ist.  

 

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, §§ 126 Abs. 1, 

127, § 131 Abs. 1 AktG stehen auf der Internetseite der Gesellschaft (www.readcrest.com im 

Bereich „Hauptversammlungen“) zur Verfügung.  

 

Anfragen und Anforderungen von Unterlagen 

Zur Erleichterung der Vorbereitung der Hauptversammlung und zur Sicherstellung einer 

möglichst schnellen Reaktion der Gesellschaft auf Anfragen zur Hauptversammlung bitten wir, 

Anfragen und Anforderungen von Unterlagen ausschließlich zu richten an die 

 

Readcrest Capital AG 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

Telefax: +49 40 6378 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

Informationen zum Datenschutz 

Die Readcrest Capital AG ist datenschutzrechtlich verantwortlich für die Verarbeitung Ihrer 

personenbezogenen Daten anlässlich der Hauptversammlung. 

 

Art und Ursprung der Daten 

Personenbezogene Daten sind alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder 

identifizierbare natürliche Person beziehen. Sind Sie Aktionär, verarbeiten wir von Ihnen Vor- 

und Nachnamen, Anrede, evtl. Titel, komplette Anschrift (Land, Ort, PLZ, Straße, 

Hausnummer), ggf. hiervon abweichende Versandadresse, die Nummer der Eintrittskarte, 



 

Depotbank, Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart der Aktien und ggf. E-Mail-Adresse und 

Telefonnummer. Nehmen Sie als Aktionärsvertreter an der Hauptversammlung teil, 

verarbeiten wir zur Erstellung der Gästeeintrittskarte Ihren Vor- und Nachnamen sowie Ihre 

komplette Anschrift. Anlässlich der Hauptversammlung werden wir keine besonderen 

Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Art. 9 Datenschutz-Grundverordnung 

(DSGVO) verarbeiten.  

 

Zweck und Rechtsgrundlage der Verarbeitung 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten hauptsächlich zur Vorbereitung und 

Durchführung der Hauptversammlung, um Ihnen die Ausübung Ihrer Rechte anlässlich dieser 

zu ermöglichen. Zur Vorbereitung der Hauptversammlung verarbeiten wir Ihre 

personenbezogenen Daten insbesondere im Rahmen von Anträgen zur Ergänzung der 

Tagesordnung, Gegenanträgen und Wahlvorschlägen sowie Ihrer Anmeldung zur 

Hauptversammlung. Weiterhin werden Ihre personenbezogenen Daten zur Durchführung der 

Hauptversammlung verarbeitet, insbesondere um ein Teilnehmerverzeichnis der 

erschienenen oder vertretenen Aktionäre zu erstellen oder wenn Sie einen Widerspruch zum 

notariellen Protokoll einlegen.  

 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten der Aktionäre ist für deren Teilnahme an der 

Hauptversammlung zwingend erforderlich. Rechtsgrundlage für diese Verarbeitung ist Art. 6 

Abs. 1 lit. c) DSGVO i.V.m. §§ 118 ff. AktG.  

 

Daneben verarbeiten wir Ihre Daten auch zu organisatorischen und statistischen Zwecken, wie 

zur Organisation der Hauptversammlung, für die Darstellung und Analyse der 

Aktionärsstruktur und der Entwicklung und für Übersichten über die größten Aktionäre. Die 

Verarbeitung zu organisatorischen und statistischen Zwecken erfolgt auf Grundlage von Art. 6 

Abs. 1 S. 1 lit. f) DSGVO und dient unseren berechtigten Interessen an der geordneten 

Durchführung der Hauptversammlung sowie an der Erfassung unserer Aktionärsstruktur.  

 

Sollten Sie als Gast an der Hauptversammlung teilnehmen, beruht die Datenverarbeitung auf 

Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f) DSGVO und dient unseren berechtigten Interessen, auch Personen 

außerhalb der gesetzlich normierten Teilnehmerrechte die Teilnahme zu ermöglichen.  

 

Da sämtliche Aktien der Gesellschaft Inhaberaktien sind, führt die Gesellschaft kein 

Aktienregister im Sinne von § 67 AktG, in das Name, Geburtsdatum und Adresse des Aktionärs 

sowie die Stückzahl der Aktien einzutragen sind.  

 

Empfänger der Daten 

Eine Weitergabe Ihrer bei uns gespeicherten personenbezogenen Daten erfolgt nur bei einer 

gesetzlichen Verpflichtung im Einklang mit den anwendbaren datenschutzrechtlichen 

Vorgaben (beispielsweise an Behörden). So werden Ihre personenbezogenen Daten etwa im 

Falle eines Tagesordnungsergänzungsverlangens nach § 122 Abs. 2 AktG und im Falle von 

Gegenanträgen und Wahlvorschlägen nach § 126 Abs. 1 und § 127 AktG wie in der Einladung 

unter ‚Anträge und Anfragen von Aktionären' beschrieben zugänglich gemacht. Im Übrigen 



 

werden die personenbezogenen Daten im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften den 

Aktionären und Aktionärsvertretern im Zusammenhang mit der Hauptversammlung zur 

Verfügung gestellt, namentlich über das Teilnahmeverzeichnis gemäß § 129 AktG. Darüber 

hinaus geben wir Ihre personenbezogenen Daten nicht an Dritte weiter. Jedoch unterstützen 

uns bei der Vorbereitung und Durchführung der Hauptversammlung verschiedene 

Dienstleister, welche ggfs. Ihre personenbezogenen Daten in unserem Auftrag ausschließlich 

für uns verarbeiten werden. Unsere Dienstleister erhalten von uns nur solche 

personenbezogenen Daten, die für die Ausführung der beauftragten Dienstleistung 

erforderlich sind, und verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten ausschließlich nach unserer 

Weisung im Rahmen einer schriftlich vereinbarten Auftragsvereinbarung. Die von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter erhalten, soweit diese vom Aktionär bzw. von 

dessen Vertreter bevollmächtigt werden, nur solche personenbezogenen Daten, die für die 

weisungsgebundene Stimmrechtsausübung erforderlich sind.  

 

Dauer und Aufbewahrung der Daten 

Die personenbezogenen Daten werden gespeichert, solange dies gesetzlich geboten ist oder 

die Readcrest Capital AG ein berechtigtes Interesse an der Speicherung dieser Daten hat, 

beispielsweise im Zusammenhang mit gerichtlichen oder außergerichtlichen Streitigkeiten. 

Anschließend werden die personenbezogenen Daten gelöscht.  

 

Rechte als betroffene Person 

Sie haben als von der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten betroffene Person ein 

jederzeitiges Recht auf Auskunft (Art. 15 DSGVO), Recht auf Berichtigung (Art. 16 DSGVO), 

Recht auf Löschung (Art. 17 DSGVO), Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 

DSGVO), Recht auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 DSGVO) sowie ein Widerspruchsrecht (Art. 

21 DSGVO) bezüglich der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten. Diese Rechte 

können Sie gegenüber der Readcrest Capital AG unentgeltlich über die folgenden 

Kontaktdaten geltend machen: 

 

Readcrest Capital AG 

Schopenstehl 22 

20095 Hamburg 

Deutschland 

Fax: +49 40 679 580-52 

Email: info@readcrest.com 

 

Zudem steht Ihnen ein Beschwerderecht bei den Datenschutz-Aufsichtsbehörden nach Art. 77 

DSGVO zu. Sie erreichen unseren Datenschutzbeauftragten ebenfalls unter den zuvor 

angegebenen Kontaktdaten.  

 

Wichtige Hinweise zur Durchführung der Hauptversammlung 

Die Gesundheit aller Beteiligten im Rahmen der Durchführung der Hauptversammlung sind 

der Gesellschaft sehr wichtig. Teilnehmer bitten wir daher die Hygienemaßnahmen des 



 

Veranstaltungsortes, dem Haus der Wirtschaft, zu beachten. So müssen derzeit Teilnehmer 

an der Hauptversammlung genesen, geimpft oder getestet sein. Ein entsprechender Nachweis 

ist im Gebäude mitzuführen und auf Verlangen vorzulegen. Zudem wird um das Tragen einer 

medizinischen Mund-Nase-Bedeckung gebeten.  

 

Zudem können bis zum Tag der Hauptversammlung weitere Einschränkungen aufgrund der 

Verordnung zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien 

und Hansestadt Hamburg erfolgen. Bitte informieren Sie sich vor dem Besuch der 

Hauptversammlung über die in Hamburg geltenden „Corona-Regeln“, zum Beispiel auf den 

Internetseiten des offiziellen Stadtportals für Hamburg (https://www.hamburg.de/verordnung/).  

 

Hamburg, im November 2022 

 

Readcrest Capital AG 

 

Der Vorstand 


